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Vorwort 
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Unabhängig von konkret geltenden Regelungen bleiben jedoch die Grundfra-
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Ausführungen dieser Arbeit im Grundsatz nichts von ihrer Bedeutung verlieren. 

Mein besonderer Dank gilt zunächst meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. 
Dieter Birk. Er hat nicht nur die Anregung zu diesem Thema gegeben, sondern 
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Tätigkeit als studentische Hilfskraft am Institut für Steuerrecht – erheblich be-
einflusst und vielfältig gefördert. 

Für die Erstellung des Zweitgutachtens und viele spannende Diskussionen 
und Anregungen zu diesem Thema bedanke ich mich aufs herzlichste bei Herrn 
Prof. Dr. Wilfried Schulte. 

Herrn Prof. Dr. Dirk Ehlers danke ich stellvertretend für die übrigen Heraus-
geber für die Aufnahme in diese Schriftenreihe. Für die Durchsicht des Manu-
skripts danke ich vielmals Herrn Daniel Eckert sowie meinem Vater, Herrn 
Werner Birnbaum. 

Allgemein gilt mein größter Dank meinen Eltern, die nicht nur mein Studi-
um und damit auch diese Dissertation erst ermöglicht haben, sondern mich 
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beit gewidmet. 
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Einleitung 

Wenige Steuern sehen sich so grundsätzlicher Kritik ausgesetzt wie die Erb-
schaft- und Schenkungsteuer. Der Erblasser sieht noch zu Lebzeiten den im 
Todesfall drohenden Steuerzugriff auf sein selbst erworbenes und von ihm be-
reits versteuertes Vermögen als Damoklesschwert über sich, das ihn daran hin-
dert, die Früchte seines Erwerbslebens nach seinem Wunsch seinen Erben – in 
der Regel den Nachkommen – zugute kommen zu lassen. Der Erblasser be-
trachtet das betroffene Vermögen als Familienbesitz, der von der älteren Gene-
ration erworben wurde, aber im Prinzip der ganzen Familie zugeordnet ist. Da-
her fehlt oftmals das Verständnis dafür, warum eine Übertragung innerhalb der 
Familie steuerbar sein soll. In besonderem Maße gilt dies im Fall von Famili-
enunternehmen, die möglicherweise seit Generationen bestehen und nicht als 
Eigentum eines einzelnen Familienmitglieds verstanden werden. Hier erscheint 
der steuerliche Zugriff als von besonderer Härte, da der Erbe sich subjektiv 
nicht bereichert sieht: Nur für die Jahre seines Lebens nimmt er seinen Platz in 
der Kette der Generationen ein; er verwaltet den Familienbesitz und gibt ihn 
mit seinem Tod – oder im Wege vorweggenommener Erbfolge – an seine Kin-
der weiter. Auch aus ökonomischer Sicht ist oft das Argument zu vernehmen, 
die Erbschaftsbesteuerung führe zur volkswirtschaftlich schädlichen Zerschla-
gung solcher Familienunternehmen. Gegner der Erbschaftsteuer führen an, die-
se bestrafe die Leistung der Tüchtigen, lähme Initiative und Leistungsbereit-
schaft, belohne den schnellen Konsum und benachteilige das Sparen und die 
Vorsorge. Darüber hinaus provoziere sie Kapital- und Steuerflucht. Es stellt 
sich daher zunächst die grundsätzliche Frage, wie sich der staatliche Zugriff auf 
dieses „Familienvermögen“ im Allgemeinen und in seiner konkreten Ausge-
staltung rechtfertigt. Die Antwort soll anhand des zentralen Maßstabs der Steu-
ergerechtigkeit, dem Prinzip der gleichmäßigen Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit, ermittelt werden. Vor diesem Hintergrund sollen die Eigenhei-
ten und Hintergründe der Erbschaft- und Schenkungsteuer anhand eines 
„Durchgangs“ durch diese Steuerart beleuchtet und auch auf spezielle Prob-
lembereiche eingegangen werden. 

Es existiert kaum eine Steuer, die als derart „gestaltungsanfällig“ gilt, die 
Steuersätze von bis zu 50% verbindet mit der Möglichkeit, Millionenvermögen 
bestimmter Zusammensetzung praktisch steuerfrei zu übertragen. Steuergerech-
tigkeit und -gleichheit sind daher hier stets ein Thema von besonderem Interes-
se gewesen. Im ErbStG sind vor allem zwei große Gruppen von Vergünstigun-
gen zu nennen, die in ihren Rechtfertigungsansätzen eng mit den besonderen 
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Eigenheiten der Erbschaftsteuer verbunden sind: Zum einen die im weiteren 
Sinne verwandtschaftsbezogenen Vergünstigungen, zum anderen die Vergüns-
tigungen mit eher wirtschaftslenkendem Hintergrund. Gerade im letzteren Be-
reich tun sich vielfältige Fragen der Besteuerungsgleichheit und -gerechtigkeit 
auf, die im Folgenden allgemein und speziell anhand der wohl größten Prob-
lembereiche, der Besteuerung des Betriebs- und des Grundvermögens, unter-
sucht werden sollen. Im Vordergrund stehen daher nicht Betrachtungen zum 
Leistungsfähigkeitsprinzip als solchem. Das der Arbeit zu Grunde liegende 
Verständnis des Leistungsfähigkeitsprinzips soll entsprechend nur im notwen-
digen Überblick dargestellt werden. 



 

Erster Teil 

Die Erbschaftsteuer, ihre Besonderheiten  
und die Steuergerechtigkeit 

A. Rechtfertigung und Belastungsgrund 

I. Maßstab für die Rechtfertigung von Steuernormen: 
Das Leistungsfähigkeitsprinzip 

Das Steuerrecht wird dogmatisch geprägt vom Gleichheitssatz, dem Sozial-
staatsprinzip und von Freiheitsgrundrechten. Die bei weitem größte Rolle spielt 
dabei der Gleichheitssatz, der für gleiche Steuerbelastung der Bürger, also für 
Gerechtigkeit in der Besteuerung sorgen soll.1 Der Gleichheitssatz gilt als die 
„Magna Charta“2 des Steuerrechts, die Steuergleichheit als die „wichtigste 
Ausprägung der Egalität im modernen Gemeinwesen“.3 Bedenkenswert in die-
sem Zusammenhang ist auch die schon früh gewonnene Erkenntnis, dass die 
Menschen sich vielleicht sogar weniger durch die Steuerlast als solche bedrückt 
fühlen, als durch ihre ungleichmäßige Verteilung.4 Die Steuerakzeptanz steht 
und fällt mit der Belastungsgleichheit.5 

Eine Steuer muss sich daher stets am Maßstab der steuerlichen Gleichheit 
messen lassen. Der Gleichheitssatz ist aber ein formaler, offener Grundsatz. Die 
für einen Vergleich notwendigen sachgerechten Vergleichsmaßstäbe müssen 
von außen an ihn herangetragen werden.6 Er fordert nicht eine formale Gleich-
heit im Sinne eines absolut gleichen Beitrags jedes Steuerzahlers zur Finanzie-
rung der Staatsausgaben, sondern bedarf einer bereichsspezifischen Konkreti-
sierung.7 Das deutsche Grundgesetz enthält einen solchen Maßstab für das 
___________ 

1 Zum Zusammenhang von Steuergleichheit und Gesetzmäßigkeit vgl. Birk, StuW 
1989, 212, 213. 

2 Herzog, in: Bund der Steuerzahler (Hrsg.), VI. Deutscher Steuerzahlerkongreß, 
1991, S. 11. 

3 Leisner, Der Gleichheitsstaat, S. 158. 
4 Hobbes, Philosophical Elements of a True Citizen, S. 173 f.; so auch Becker, RAO, 

vor § 162 Anm. 4. 
5 Isensee, StuW 1994, 3, 7. 
6 Tipke, StRO I, S. 322 ff. 
7 BVerfG v. 24.6.1958 – 2 BvF 1/57, BVerfGE 8, 51, 68 f.; v. 22.6.1995 – 2 BvL 

37/91, BVerfGE 93, 121, 134; allgemein Kirchhof, in: HStR V, § 124 Rn. 206, 214; 
Birk, Steuerrecht, Rn. 153; Wernsmann, Verhaltenslenkung, S. 262. 


